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A.________,
Beschwerdeführerin,

gegen

Notariat, Grundbuch- und Konkursamt Riesbach-
Zürich.

Eintragung im Grundbuch,

Beschwerde gegen den Beschluss des Obergerichts des 
Kantons Zürich, Verwaltungskommission, vom 12. Juli 
2018 (VB180002-O/U).

Besetzung

Gegenstand

Verfahrensbeteil igte



Sachverhalt:

Für  die  Vorgeschichte  kann auf  das  Urteil  5A_552/2018 vom 3.  Juli
2018 verwiesen werden.

Vorliegend geht es um eine beim Obergericht des Kantons Zürich ein-
gereichte  Aufsichtsbeschwerde  betreffend  Abweisung  einer  Grund-
buchanmeldung, wonach sich die Beschwerdeführerin als Alleineigen-
tümerin  der  Liegenschaft  D.________strasse  xxx  in  U.________  ein-
tragen lassen wollte.

Gegen den abweisenden Beschluss der Verwaltungskommission des
Obergerichts  vom 12.  Juli  2018  hat  A.________  am 10.  September
2018  beim Bundesgericht  eine  Beschwerde  eingereicht  mit  den  Be-
gehren  um dessen  Aufhebung  und  Rückweisung  der  Sache  an  die
Vorinstanz im Sinn der Ausführungen in der Beschwerde. Ferner ver-
langt sie die aufschiebende Wirkung.

Erwägungen:

1.
Das Bundesgericht legt seinem Urteil den von der Vorinstanz festge-
stellten Sachverhalt  zugrunde (Art.  105 Abs. 1 BGG).  In diesem Be-
reich kann nur eine offensichtlich unrichtige – d.h. willkürliche, in Ver -
letzung  von Art.  9  BV ergangene (BGE 143 I  310 E.  2.2  S.  313)  –
Sachverhaltsfeststellung  gerügt  werden,  wobei  hierfür  das  strenge
Rügeprinzip  gilt,  d.h.  das  Bundesgericht  tritt  nur  auf  detailliert  er-
hobene Rügen, nicht aber auf rein appellatorische Kritik am Sachver -
halt ein (Art. 97 Abs. 1 i.V.m. Art. 106 Abs. 2 BGG; BGE 140 III 264
E. 2.3 S. 266).

In rechtlicher Hinsicht hat die Beschwerde eine Begründung zu enthal-
ten, in welcher in gedrängter Form dargelegt wird, inwiefern der ange-
fochtene Entscheid Recht verletzt (Art. 42 Abs. 2 BGG), was eine Aus-
einandersetzung mit der Begründung des angefochtenen Entscheides
erfordert (BGE 140 III 115 E. 2 S. 116).

2.
Soweit die Beschwerdeführerin ihre Geschichte ausführt und die Sach-
verhaltsfeststellungen des angefochtenen Entscheides kritisiert, tut sie
dies ausschliesslich in appellatorischer Weise. Darauf kann nach dem
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Gesagten nicht eingetreten werden und es ist folglich von den im an-
gefochtenen Entscheid getroffenen Feststellungen auszugehen.

3.
In  ihren  weiteren  Ausführungen  zeigt  die  Beschwerdeführerin  nicht
auf,  dass  und inwiefern  das Obergericht  ausgehend von den getrof-
fenen  Sachverhaltsfeststellungen  mit  seinen  ausführlichen  Erwägun-
gen Recht verletzt haben soll.  Sie bringt einzig in allgemeiner Weise
vor, die verschiedenen kantonalen Stellen hätten eine rechtliche Kako-
phonie angerichtet und sie in die Irre geführt, was gegen Art. 6 und 13
EMRK sowie  Art.  5,  6,  29 und 30 BV verstosse.  Indes erfolgt  dazu
keinerlei konkrete Darlegung.

4.
Nach  dem Gesagten  erweist  sich  die  Beschwerde  als  offensichtlich
nicht hinreichend begründet, weshalb auf sie nicht eingetreten werden
kann  und  der  Präsident  im  vereinfachten  Verfahren  entscheidet
(Art. 108 Abs. 1 lit. b BGG).

5.
Mit dem Entscheid in der Sache wird das Begehren um aufschiebende
Wirkung bzw. Erlass vorsorglicher Massnahmen gegenstandslos.

6.
Die Gerichtskosten sind der Beschwerdeführerin aufzuerlegen (Art. 66
Abs. 1 BGG).
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Demnach erkennt der Präsident:

1.
Auf die Beschwerde wird nicht eingetreten.

2.
Die  Gerichtskosten  von  Fr.  1'500.--  werden  der  Beschwerdeführerin
auferlegt.

3.
Dieses Urteil wird der Beschwerdeführerin, dem Notariat, Grundbuch-
und Konkursamt Riesbach-Zürich, und dem Obergericht des Kantons
Zürich, Verwaltungskommission, schriftlich mitgeteilt.

Lausanne, 13. September 2018

Im Namen der II. zivilrechtlichen Abteilung 
des Schweizerischen Bundesgerichts 

Der Präsident: Der Gerichtsschreiber:

von Werdt Möckli
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